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Corona wirbelt auch den Ses-
sionsplan des Grossen Rates
durcheinander:Meist ist derVor-
anschlag erst in der zweitenWo-
che der Wintersession ein The-
ma.Doch nunwird sich das Kan-
tonsparlament bereits zum
Sessionsauftakt über das Budget
und den Finanzplan beugen.
Denn bei dieser Abstimmung
wird noch mehr als sonst jede
Stimme wichtig sein.

Weil der Voranschlag ein De-
fizit vorsieht und damit die
Schuldenbremse verletzt, müs-
sen 96 der 160Grossräte in einem
qualifizierten Mehr Ja dazu sa-
gen – unabhängig davon, wie
viele von ihnen tatsächlich vor
Ort sind. «Also sollen möglichst
viele abstimmen können», sagt
Daniel Bichsel (SVP, Zollikofen),
Präsident derFinanzkommission
(Fiko). Weil mit zunehmender
Dauer der Session die erhöhte
Gefahr bestehe, dass das Virus
um sich greife und Leute in die
Quarantäne oder Isolation ver-
banne, habe das Ratsbüro das
Geschäft gleich zu Beginn ange-
setzt.

Eine Zitterpartie könnte das
qualifizierte Mehr zum Voran-
schlag dennoch werden. Denn
auszusetzen gibt es am Budget
einiges – undUnterschiedliches,
je nachdem, welche politische
Brille man trägt. Am Defizit von
630Millionen Franken,mit dem
die Regierungwegen Corona-be-
dingter Steuerausfälle und Son-
derauslagen des Kantons rech-
net, hat sicher niemand Freude.
Doch dafür zeigen die meisten
Politikerinnen und Politiker
grundsätzlich Verständnis.

Die Steine des Anstosses sind
vielmehr rund umdas grosseMi-
nus verteilt. Ob und wie sie aus
demWeg geräumt werden kön-
nen,wird sich in den Fraktions-
sitzungen zeigen, die Ende die-
serWoche stattfinden.

Wieso die Steuern senken?
Die Ratslinke zum Beispiel stört
sich daran, dass derKanton trotz
des Defizits und der Neuver-
schuldung die Steuern für natür-
liche und juristische Personen
senken will. Vorgesehen sind

Steuersenkungen in der Höhe
von 45Millionen Franken für na-
türliche und 40 Millionen Fran-
ken für juristische Personen.

Gerade jetzt während der
zweitenWelle sei dies unverant-
wortlich, findet die SP. «DerKan-
ton sollte dieses Geld für stark
von Corona betroffene Firmen,
Gastro- und Kulturbetriebe ver-
wenden», sagt Béatrice Stucki
(SP, Bern), Vizepräsidentin der
Fiko. Natalie Imboden (Grüne,
Bern) betont, dass von einer Sen-
kung derGewinnsteuer bei juris-
tischen Personen nur jene Fir-
men profitieren würden, die
überhaupt noch Gewinn schrei-
ben – «und nicht jene, die eigent-
lich Unterstützung benötigen»
(lesen Sie dazu auch:Wie die Re-
gierung den Firmen doch noch
helfen könnte).

Normalerweise stehen die
Linken, diemanchmal die Unter-
stützung der EVP oder von Tei-
len davon erhalten,mit ihrerKri-
tik an Steuersenkungen auf ver-
lorenem Posten. So dürfte es
auch bei separaten Abstimmun-
gen zu den Steuersenkungen in-
nerhalb der Budgetdebatte kom-
men, für welche wie üblich das
relative Mehr nötig ist.

Nun aber würden die Linken
zusammen mit der vereinigten
EVP64 Stimmen ausmachen. Es
bräuchte also in der Schlussab-
stimmung alle anderen 96 Stim-

Der Voranschlag wird zur Zitterpartie
Finanzen im Kanton Bern 96 Ja-Stimmen sind nötig, damit der Kanton für 2021 ein gültiges Budget hat.
Doch dieses ist umstritten. Was ein Nein bedeuten würde.

Rechnung 2020 wohl
besser als erwartet

Im August gab Finanzdirektorin
Beatrice Simon nebst dem Voran-
schlag auch aktuelle Zahlen für die
Rechnung 2020 bekannt. Sie
erwarte ein negatives Ergebnis im
Umfang von 150 bis 300 Millionen
Franken, sagte sie damals.

Auch heute rechnet Simon
noch mit einem Defizit, aber: «Mit
den aktuellen Zahlen sieht die
Rechnung nicht mehr ganz so
schlecht aus wie damals befürch-
tet.» Simon betont aber, dass
verschiedene Ausgaben die
Rechnung zusätzlich belasten
könnten. Zahlen kann sie deshalb
keine nennen.

Zu Buche schlagen im laufen-
den Jahr etwa der Ausgleich der
Ertragsausfälle bei den Spitälern,
die Beschaffung von medizini-
schem Schutzmaterial, Mehrauf-
wand bei der Sozialhilfe und
Abgeltungen an die Transport-
unternehmen. (sar)

Grossrats-Session im Zeichen der finanziellen Corona-Folgen

Die amMontag beginnende
Wintersession des Berner Kan-
tonsparlaments steht im Zeichen
der Coronakrise und deren wirt-
schaftlichen Folgen. Zum Auftakt
der zweiwöchigen Session steht
zunächst eine Aussprache zu den
aktuellen wirtschaftlichen Auswir-
kungen der Corona-Einschränkun-
gen von Bund und Kanton Bern für
die betroffenen Branchen, Sport-
vereine und Kulturbetriebe auf der
Traktandenliste. Dabei soll es auch
um Unterstützungsmassnahmen
gehen. Das Parlament muss
neben dem Budget (siehe Hauppt-
text) den Aufgaben- und Finanz-
plan 2022-2024 genehmigen.

Der Grosse Rat befasst sich im
weiteren mit der Gesundheitsstra-

tegie 2020-2030. Damit soll die
integrierte Versorgung auf allen
Ebenen gefördert, die Prävention
gestärkt sowie das Kostenwachs-
tum eingedämmt werden. Der
Kanton finanziert das Gesund-
heitswesen mit jährlich rund 1,5
Milliarden Franken mit. Das Parla-
ment wird mehrere Planungserklä-
rungen beraten. Damit will die
vorberatende Kommission der
Gesundheitsstrategie ein klareres
Profil geben. Weiter auf der Trak-
tandenliste stehen Änderungen
des Spitalversorgungsgesetzes.
Die unbestrittene Revision setzt
diverse parlamentarische Vorstös-
se um – darunter die Publikation
von Chefarztlöhnen in Berner
Listenspitälern. Auch sollen

vertrauliche Geburten ermöglicht
werden.

Der Grosse Rat beugt sich
zudem über die Revision des
Volksschulgesetzes. Damit kom-
men Sonderschulen neu unter das
Dach der Bildungsdirektion, was
unbestritten ist. Für mehr Diskus-
sionen sorgt die Frage, ob sich der
Kanton künftig noch an Lehrmittel-
verlagen beteiligen soll.

Kaum bestritten ist das neue
Kinderförder- und Schutzgesetz.
Es bündelt die Verantwortung für
alle Angebote bei der Direktion für
Inneres und Justiz und vereinfacht
die Finanzierungsmechanismen.
Im Kanton sind rund 4000 Kinder
und Jugendliche auf eine beson-
dere Förderung angewiesen.

Im weiteren berät das Parlament
den Text eines neuen Klima-Arti-
kels in der Kantonsverfassung.
Dieser sieht vor, dass sich Kanton
und Gemeinden aktiv für den
Klimaschutz und das Erreichen
einer Klimaneutralität bis 2050
einsetzen. Das letzte Wort zur
vorgeschlagenen Verfassungsän-
derung hat das Volk.

Grünes Licht dürfte der Grosse
Rat schliesslich zum Konzessions-
gesuch für ein neuesWasserkraft
unterhalb des Triftgletschers
geben. Ob die Staumauer dereinst
gebaut wird, ist aber offen. Die
Kraftwerke Oberhasli (KWO)
haben den 400-Millionen- Investi-
tionsentscheid noch nicht getrof-
fen. (sda)

men imRat, umdenVoranschlag
durchzubringen. Doch würden
die Linken tatsächlich den Vor-
anschlag ablehnen? Laut Stucki
und Imbodenwird sich dieswohl
an den Fraktionssitzungen ent-
scheiden.

«Allenfallsmüssenwir ein ab-
gelehntes Budget in Kauf neh-
men, um dann im März ein an-
nehmbares Budget zu haben.
Tragisch wäre das nicht», findet
Stucki.Welchen Kurs die EVPbe-
züglich der Steuersenkungen
und des Budgets fahren wird,

entscheidet sich laut Barbara
Streit (Bern) am Donnerstag in
der Fraktionssitzung.

Was ein Nein bedeutet
Für die Bürgerlichen jedoch ist
klar, dass es die Steuersenkun-
gen braucht. «Die Senkung für
die natürlichen Personen ist
durch die Mehreinnahmen aus
der Neubewertung der Liegen-
schaften gegenfinanziert», argu-
mentiert Jakob Etter (BDP, Trei-
ten). Und Michael Köpfli (GLP,
Wohlen) erinnert daran, dass

Bern bei den Firmensteuern im
interkantonalen Steuerwettbe-
werb nicht mehr konkurrenzfä-
hig ist. «Wirmüssen handeln, um
nicht denAnschluss zu verlieren.
Sonst sind die Steuerausfälle
plötzlich noch grösser.»

Adrian Haas (FDP, Bern) be-
tont, dass ein abgelehnter Vor-
anschlag auch nicht im Sinne der
Linken sein könne. «Denn das
wäre ein Sparpaket auf dem kal-
ten Weg.» Ein abgelehnter Vor-
anschlag bedeutet laut Finanz-
direktorin Beatrice Simon (BDP),

dass der Kanton in den ersten
dreiMonaten des Jahres nurnoch
jene Ausgaben tätigen kann, für
die er sich bereits gebunden hat.
EtwawennVerträge undVerein-
barungen dafür bestehen.

«Wir könnten aber zum Bei-
spiel beim Personal keine Lohn-
massnahmen umsetzen und
auch keine Weiterbildungen
sprechen.» Das würde den Kan-
ton laut Simon vor eine «sehr
schwierige Situation» stellen.
«Es ist auch unrealistisch, dass
wir dann bis im März einen völ-

«Wirmüssen bei
den Firmen-
steuern handeln,
umnicht den
Anschluss zu
verlieren.»
Michael Köpfli (GLP)
GLP-Grossrat
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lig neuenVoranschlag präsentie-
ren könnten.»

Wieso kein Sparpaket?
Fiko-Präsident Bichsel hofft,
dass es gar nicht erst so weit
kommt. Nicht nur,weil der Kan-
ton blockiert wäre – sondern
auch, weil ein abgelehnter Vor-
anschlag viel Energie und Res-
sourcen auf der Verwaltung ab-
sorbieren würde. «Diese sollten
wir zurzeit für den Kampf gegen
Corona einsetzen können», sagt
er. Dabei gehe es nicht nur dar-
um, die Linken mit an Bord zu
holen. «In unseren Reihen haben
einigeMühe damit, dass derKan-
ton kein Sparpaket schnürt und
die Schuldenbremse verletzt.
Auch da braucht es also Überzeu-
gungsarbeit für ein geschlosse-
nes Ja.» Die SVP-Fraktion wird
ebenfalls Ende Woche zusam-
mensitzen.

Streitpunkt Löhne
Allerdings hat die Regierung
durchaus Vorschläge gemacht,
wie das Defizit auf 523Millionen
Franken verkleinert werden
könnte. Aus zeitlichen Gründen
konnte sie die Massnahmen
nicht mehr ins Budget einbin-
den und hat sie deshalb einzeln
aufgeführt. Die Fiko-Mehrheit
unterstützt diese Massnahmen.
Dazu gehören zum einen Mehr-
einnahmen wie 82 Millionen

Franken aus einer dreifachen
Gewinnausschüttung der
Schweizerischen Nationalbank
oder die zusätzlichen 28 Millio-
nen Franken, die der Kanton nun
aus dem Finanzausgleich des
Bundes erhält. Zum anderen
schlagen Regierung und Fiko-
Mehrheit aber auch Budgetkür-
zungen vor.

Den grössten Posten der
Budgetkürzungen machen die
Löhne aus: Regierung und Fi-
ko-Mehrheit wollen das Lohn-
summenwachstum von 0,7 Pro-
zent für den individuellen Ge-
haltsanstieg beim

Kantonspersonal streichen und
damit 21,4 Millionen sparen.
Auch in der mittelfristigen Pla-
nung möchten sie darauf ver-
zichten –was gerade Ratslinken
mit Gewerkschaftshintergrund
wie Béatrice Stucki sauer auf-
stösst: «In der Corona-Krisewa-
ren viele Angestellte des Kan-
tons sowie in den Pflege- und
Behinderteninstitutionen mas-
siv gefordert und haben gross-
artige Arbeit geleistet. Vor die-
sem Hintergrund und mit Blick
auf die aktuelle Lage sind die
Nullrunden bei den Löhnen
umso unverständlicher.»

Die Bürgerlichen erinnern je-
doch daran, dass der Kanton
nachwie vor die 0,8 Prozent Ro-
tationsgewinne weitergeben
wird. Das sind jene Beträge, die
verfügbarwerden,wenn gut ver-
dienendeAngestellte pensioniert
werden. Sie sollen weiterhin für
Lohnentwicklungen eingesetzt
werden. «Angestellte in der Pri-
vatwirtschaft hingegen müssen
Lohneinbussen in Kauf nehmen.
Viele wurden auf Kurzarbeit ge-
stellt, etlichen droht gar der Job-
verlust, oder sie haben ihren Job
bereits verloren», sagt Daniel
Bichsel.

Suche nach Kompromissen
Dennoch könnten gerade die
Lohnmassnahmen zumSpielball
werden,wenn es ums qualifizier-
te Ja zumVoranschlag geht. «Wir
überlegen uns, ob wir den Lin-
ken diesbezüglich Hand bieten
wollen, um sie an Bord zu ho-
len», sagt Jakob Etter seitens der
BDP.

Auch Michael Köpfli könnte
sich vorstellen, dass die GLP für
einen solchen Kompromiss offen
wäre – oder auch, wenn es um
die Steuersenkung fürnatürliche
Personen gehe. Unantastbar sei
für die GLP jedoch ganz sicher
die Senkung der Steueranlage für
Firmen.

In den nun kommenden Ta-
gen wird sich also in den Frak-
tionen des Grossen Rates ent-
scheiden,wohin derKanton Bern
mit seinem Budget steuert.
«Eigentlich liegt der Kompro-
miss mit diesem Voranschlag ja
bereits auf demTisch», findet Fi-
nanzdirektorin Simon. «Ich hof-
fe, dass die Parlamentarier nicht
mit dem Feuer spielen wer-
den. Es wäre verheerend, wenn
sie bei der Schlussabstimmung
den Nein-Knopf drücken, weil
ihre parteipolitischen Anliegen
nicht genügend berücksichtigt
werden.»

Hier will der Kanton kürzen

Der Regierungsrat und die Mehr-
heit der Finanzkommission bean-
tragen dem Grossen Rat folgende
Kürzungen, um das Defizit im
Voranschlag abzufedern:
—Das ursprünglich vorgesehene
Lohnsummenwachstum von 0,7
Prozent für den individuellen
Gehaltsanstieg wird gestrichen
(+21,4 Millionen Franken).
—Die Schaffung eines Mädchen-
hauses wird um ein Jahr verscho-
ben (+0,8 Millionen Franken).
—Reduktion von Beitragserhö-
hungen im Hochschulbereich (+2
Millionen Franken).

Von 2022 bis 2024 möchten

Regierung und Finanzkommission
ebenfalls auf etliche Ausgaben
verzichten. Betroffen wären zum
Beispiel:
—Das Lohnsummenwachstum
von 0,7 Prozent (jährlich 47,1
Millionen Franken)
—Mehrausgaben zur Borkenkä-
ferbekämpfung (jährlich 1 Million
Franken)
—Mehrausgaben zum Förderpro-
gramm Energie (jährlich 1,5 Millio-
nen Franken)
—Mehrausgaben zur Biooffensive
(jährlich 0,5 Millionen Franken)
—Spätere Aufstockung des Poli-
zeikorps (3,7 Millionen Franken
2025 statt 2024) (sar)

Autos.Velos. Bäume.Pflasterstei-
ne. An diesen Themen läuft die
Berner Stadtpolitik gern ins Feu-
er, und mit «Zukunft Bahnhof
Bern» kommt amDonnerstag ein
Monsterprojekt ins Stadtparla-
ment, das alle diese heissen
Eisenvereinigt.Der Jahrhundert-
umbau des Bahnhofs unter Fe-
derführung von SBB, RBS und
Kanton Bern ist längst im Gang,
die Rolle der Stadt könnte man
als Ausputzerin bezeichnen: Sie
muss die wachsenden Pendler-
ströme aufnehmen und kanali-
sieren. Und dafür sorgen, dass
dieMenschen, die ab 2027 durch
den neuen Zugang am Buben-
bergplatz aus dem und in den
vergrösserten Bahnhof strömen,
ihrenWeg finden,wobei derVer-
kehr um den Bahnhof trotzdem
effizient weiterfliessen sollte.

Das Massnahmenbündel, mit
demdiesewidersprüchlicheAuf-
gabe unter Zeitdruck gelöstwer-
den soll, hat die Stadtregierung
in einen Projektkredit gepackt,
der 112 Millionen Franken um-
fasst. Rund dieHälfte des Betrags
soll spätervon Bund und Kanton
übernommen werden. Im Früh-
jahr 2021 dürfte die Vorlage vors
Volk kommen. Jetzt, kurz vor den
Wahlen, beissen sich gewählte
Politikerinnen und Politiker die
Zähne daran aus – mit ihren
Lieblingskonfliktthemen:Autos,
Velos, Bäume, Pflastersteine.

Die brennendsten Konfliktzo-
nen des Pakets in vier Punkten:

Unterführung
Mit demAusbau erhält derBahn-
hof Bern beim Bubenbergplatz
imWesten einen neuen Zugang.
Die SBB lassen vomBerner Büro
B das ProjektAlexanderverwirk-
lichen: Die eine Hälfte des Bu-
benbergzentrums wird neu ge-
baut und erhält im Erdgeschoss
einen tunnelartigen Direktzu-
gang zu den Gleisen. Ab 2027
werden in Stosszeiten gegen
dreimal so viele Menschen wie
heute in diesem Gebiet zirkulie-
ren, das mit Trams, Bussen,
Autos undVelos bereits hoch fre-
quentiert ist. Zur Entlastung soll
einTeil des Fussverkehrs deshalb
in einer Unterführung zum
Hirschengraben geführtwerden,
damit sich der ÖV auf dem Bu-
benbergplatz nicht staut.

Der Architekt Arpad Boa kri-
tisiert diese Unterführungslö-
sung als «städtebaulichwertlos»
und «menschenunwürdig». Er

plädiert dafür, das ganze Buben-
bergzentrum abzureissen und
einenweltläufigen Bahnhofvor-
platz zu gestalten. Das wäre un-
realistisch, da die Besitzer der
einenHälfte des Bubenbergzen-
trums gegen einen Abriss sind.

Hirschengrabenpark
Der heute vorwiegend als Velo-
parkplatz genutzte Park am
Hirschengraben ist die Pièce de
Résistance: Kommt die Unter-
führung vom Bahnhof her mit
Aufgang im Hirschengraben,
braucht es dort viel Platz für zir-
kulierende Fussgänger. Die be-
stehenden Kastanienbäume – je
nach Gutachter schwer krank
oder kerngesund – würden ge-
fällt und durch eine robustere
Baumart ersetzt, derMergelplatz
soll offen gepflästertwerden, zu-
dem müsste das Bubenberg-
denkmal vorübergehend Rich-
tung Monbijou verschobenwer-
den. Das weckt Widerstand à
gogo, etwa von der «Bürgerbe-
wegung Hirschengraben 2022».
Zu den scharfen Kritikern gehört
auch der Heimatschutz, der mit
einer Fussgängerunterführung
ebensowenig anfangen kannwie
mit der Umgestaltung des
Hirschengrabens. Klimapolitiker
aus linken Parteien bemängeln
die zu rabiate Versiegelung des
Bodens. Und Simone Machado,
Stadträtin der Grün alternativen
Partei, will gar die gesamte Pla-
nung zurückweisen, weil man
von zu hohem Wachstum des
Pendleraufkommens ausgehe.
Man könne «Zukunft Bahnhof
Bern» ohne Unterführung zum
Hirschengraben bewältigen,wo-
mit es keinen Grund gebe, Hand
an die Kastanienbäume zu legen.

Autofrei?
Delikat sind die Folgen des Bahn-
hofausbaus für denAutoverkehr

über den Bahnhofplatz. Laut der
Stadtregierungmüsste dieserum
60 Prozent reduziertwerden, da-
mit er an Fussgängern, ÖV und
Velos vorbeikommt. Die Mehr-
heit dervorberatenden Kommis-
sion des Stadtrats plädiert gar
dafür, die Option des autofreien
Bahnhofplatzes weiterzuverfol-
gen. Das weckt den Widerstand
der Bürgerlichen: Die FDP stört
sich daran, dass sich die rot-grü-
ne Mehrheit zu wenig um die
Problematik des Ausweichver-
kehrs in die benachbarten Quar-
tiere kümmere.

Und sie lanciert einen Vor-
schlag: Man müsste die Kredit-
vorlage aufteilen in einenTeil für
den unterirdischen Zugang zum
Hirschengraben, den die FDPbe-
fürwortet, und einen Teil zu den
Verkehrsmassnahmen um den
Bubenbergplatz, denen die FDP
skeptisch gegenübersteht. Auf
Anfrage hält StadtingenieurReto
Zurbuchen aber fest, dass «die
wachsendenPersonenströme am
Bubenbergplatz nur bewältigt
werden können, wenn beide
Massnahmen – die oberirdische
Anpassung und der Bau einer
unterirdischen Personenpassa-
ge – umgesetzt werden». An-
dernfalls komme es auf demBu-
benbergplatz «zu einem Kollaps
des Verkehrssystems», weil sich
ÖVund Langsamverkehr gegen-
seitig behinderten.

Velochaos
Mit der beantragten Realisierung
eines aufgeräumten Hirschen-
grabenparks fällt dieser in seiner
heutigen Funktion alsmehr oder
weniger chaotischerVeloabstell-
platz weg. In Zukunft werden
aber eher noch mehr Velofah-
rerinnen und Velofahrer den
Bahnhof ansteuern, denen aber
der Abstellraum abhanden-
kommt. Angedacht ist eine
unterirdische Velostation unter
dem Hirschengrabenpark für
rund 3000 Fahrräder, kollidiert
aber mit archäologischen und
denkmalpflegerischen Schutz-
zielen. Können die Konflikte be-
reinigt werden, treibt die Stadt
die Realisierung in einer separa-
ten Kreditvorlagevoran, das Glei-
che gilt für die Erweiterung der
Velostation beim Bahnhofzu-
gang Länggasse. Der Zeitdruck
ist erheblich, wenn ein Velocha-
os verhindert werden soll.

Jürg Steiner

Der Clinch um das
neue Gesicht der Stadt
Umbau Bahnhof Bern Der Umbau des Bahnhofs zwingt die Stadt zu
umstrittenen Massnahmen amHirschengraben, die wie Salz in
altenWunden der Stadtpolitik wirken.

Verpasste städtebauliche Chance: Der geplante neue Eingang Mitte zum ausgebauten Bahnhof Bern,
in der Ansicht vom Hirschengraben her. Visualisierung: zvg

«Diese Lösung
ist städtebaulich
wertlos und
menschen-
unwürdig.»
Arpad Boa
Architekt
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helfen könnte).

Normalerweise stehen die
Linken, diemanchmal die Unter-
stützung der EVP oder von Tei-
len davon erhalten,mit ihrerKri-
tik an Steuersenkungen auf ver-
lorenem Posten. So dürfte es
auch bei separaten Abstimmun-
gen zu den Steuersenkungen in-
nerhalb der Budgetdebatte kom-
men, für welche wie üblich das
relative Mehr nötig ist.

Nun aber würden die Linken
zusammen mit der vereinigten
EVP64 Stimmen ausmachen. Es
bräuchte also in der Schlussab-
stimmung alle anderen 96 Stim-

Der Voranschlag wird zur Zitterpartie
Finanzen im Kanton Bern 96 Ja-Stimmen sind nötig, damit der Kanton für 2021 ein gültiges Budget hat.
Doch dieses ist umstritten. Was ein Nein bedeuten würde.

Rechnung 2020 wohl
besser als erwartet

Im August gab Finanzdirektorin
Beatrice Simon nebst dem Voran-
schlag auch aktuelle Zahlen für die
Rechnung 2020 bekannt. Sie
erwarte ein negatives Ergebnis im
Umfang von 150 bis 300 Millionen
Franken, sagte sie damals.

Auch heute rechnet Simon
noch mit einem Defizit, aber: «Mit
den aktuellen Zahlen sieht die
Rechnung nicht mehr ganz so
schlecht aus wie damals befürch-
tet.» Simon betont aber, dass
verschiedene Ausgaben die
Rechnung zusätzlich belasten
könnten. Zahlen kann sie deshalb
keine nennen.

Zu Buche schlagen im laufen-
den Jahr etwa der Ausgleich der
Ertragsausfälle bei den Spitälern,
die Beschaffung von medizini-
schem Schutzmaterial, Mehrauf-
wand bei der Sozialhilfe und
Abgeltungen an die Transport-
unternehmen. (sar)

Grossrats-Session im Zeichen der finanziellen Corona-Folgen

Die amMontag beginnende
Wintersession des Berner Kan-
tonsparlaments steht im Zeichen
der Coronakrise und deren wirt-
schaftlichen Folgen. Zum Auftakt
der zweiwöchigen Session steht
zunächst eine Aussprache zu den
aktuellen wirtschaftlichen Auswir-
kungen der Corona-Einschränkun-
gen von Bund und Kanton Bern für
die betroffenen Branchen, Sport-
vereine und Kulturbetriebe auf der
Traktandenliste. Dabei soll es auch
um Unterstützungsmassnahmen
gehen. Das Parlament muss
neben dem Budget (siehe Hauppt-
text) den Aufgaben- und Finanz-
plan 2022-2024 genehmigen.

Der Grosse Rat befasst sich im
weiteren mit der Gesundheitsstra-

tegie 2020-2030. Damit soll die
integrierte Versorgung auf allen
Ebenen gefördert, die Prävention
gestärkt sowie das Kostenwachs-
tum eingedämmt werden. Der
Kanton finanziert das Gesund-
heitswesen mit jährlich rund 1,5
Milliarden Franken mit. Das Parla-
ment wird mehrere Planungserklä-
rungen beraten. Damit will die
vorberatende Kommission der
Gesundheitsstrategie ein klareres
Profil geben. Weiter auf der Trak-
tandenliste stehen Änderungen
des Spitalversorgungsgesetzes.
Die unbestrittene Revision setzt
diverse parlamentarische Vorstös-
se um – darunter die Publikation
von Chefarztlöhnen in Berner
Listenspitälern. Auch sollen

vertrauliche Geburten ermöglicht
werden.

Der Grosse Rat beugt sich
zudem über die Revision des
Volksschulgesetzes. Damit kom-
men Sonderschulen neu unter das
Dach der Bildungsdirektion, was
unbestritten ist. Für mehr Diskus-
sionen sorgt die Frage, ob sich der
Kanton künftig noch an Lehrmittel-
verlagen beteiligen soll.

Kaum bestritten ist das neue
Kinderförder- und Schutzgesetz.
Es bündelt die Verantwortung für
alle Angebote bei der Direktion für
Inneres und Justiz und vereinfacht
die Finanzierungsmechanismen.
Im Kanton sind rund 4000 Kinder
und Jugendliche auf eine beson-
dere Förderung angewiesen.

Im weiteren berät das Parlament
den Text eines neuen Klima-Arti-
kels in der Kantonsverfassung.
Dieser sieht vor, dass sich Kanton
und Gemeinden aktiv für den
Klimaschutz und das Erreichen
einer Klimaneutralität bis 2050
einsetzen. Das letzte Wort zur
vorgeschlagenen Verfassungsän-
derung hat das Volk.

Grünes Licht dürfte der Grosse
Rat schliesslich zum Konzessions-
gesuch für ein neuesWasserkraft
unterhalb des Triftgletschers
geben. Ob die Staumauer dereinst
gebaut wird, ist aber offen. Die
Kraftwerke Oberhasli (KWO)
haben den 400-Millionen- Investi-
tionsentscheid noch nicht getrof-
fen. (sda)

men imRat, umdenVoranschlag
durchzubringen. Doch würden
die Linken tatsächlich den Vor-
anschlag ablehnen? Laut Stucki
und Imbodenwird sich dieswohl
an den Fraktionssitzungen ent-
scheiden.

«Allenfallsmüssenwir ein ab-
gelehntes Budget in Kauf neh-
men, um dann im März ein an-
nehmbares Budget zu haben.
Tragisch wäre das nicht», findet
Stucki.Welchen Kurs die EVPbe-
züglich der Steuersenkungen
und des Budgets fahren wird,

entscheidet sich laut Barbara
Streit (Bern) am Donnerstag in
der Fraktionssitzung.

Was ein Nein bedeutet
Für die Bürgerlichen jedoch ist
klar, dass es die Steuersenkun-
gen braucht. «Die Senkung für
die natürlichen Personen ist
durch die Mehreinnahmen aus
der Neubewertung der Liegen-
schaften gegenfinanziert», argu-
mentiert Jakob Etter (BDP, Trei-
ten). Und Michael Köpfli (GLP,
Wohlen) erinnert daran, dass

Bern bei den Firmensteuern im
interkantonalen Steuerwettbe-
werb nicht mehr konkurrenzfä-
hig ist. «Wirmüssen handeln, um
nicht denAnschluss zu verlieren.
Sonst sind die Steuerausfälle
plötzlich noch grösser.»

Adrian Haas (FDP, Bern) be-
tont, dass ein abgelehnter Vor-
anschlag auch nicht im Sinne der
Linken sein könne. «Denn das
wäre ein Sparpaket auf dem kal-
ten Weg.» Ein abgelehnter Vor-
anschlag bedeutet laut Finanz-
direktorin Beatrice Simon (BDP),

dass der Kanton in den ersten
dreiMonaten des Jahres nurnoch
jene Ausgaben tätigen kann, für
die er sich bereits gebunden hat.
EtwawennVerträge undVerein-
barungen dafür bestehen.

«Wir könnten aber zum Bei-
spiel beim Personal keine Lohn-
massnahmen umsetzen und
auch keine Weiterbildungen
sprechen.» Das würde den Kan-
ton laut Simon vor eine «sehr
schwierige Situation» stellen.
«Es ist auch unrealistisch, dass
wir dann bis im März einen völ-

«Wirmüssen bei
den Firmen-
steuern handeln,
umnicht den
Anschluss zu
verlieren.»
Michael Köpfli (GLP)
GLP-Grossrat
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lig neuenVoranschlag präsentie-
ren könnten.»

Wieso kein Sparpaket?
Fiko-Präsident Bichsel hofft,
dass es gar nicht erst so weit
kommt. Nicht nur,weil der Kan-
ton blockiert wäre – sondern
auch, weil ein abgelehnter Vor-
anschlag viel Energie und Res-
sourcen auf der Verwaltung ab-
sorbieren würde. «Diese sollten
wir zurzeit für den Kampf gegen
Corona einsetzen können», sagt
er. Dabei gehe es nicht nur dar-
um, die Linken mit an Bord zu
holen. «In unseren Reihen haben
einigeMühe damit, dass derKan-
ton kein Sparpaket schnürt und
die Schuldenbremse verletzt.
Auch da braucht es also Überzeu-
gungsarbeit für ein geschlosse-
nes Ja.» Die SVP-Fraktion wird
ebenfalls Ende Woche zusam-
mensitzen.

Streitpunkt Löhne
Allerdings hat die Regierung
durchaus Vorschläge gemacht,
wie das Defizit auf 523Millionen
Franken verkleinert werden
könnte. Aus zeitlichen Gründen
konnte sie die Massnahmen
nicht mehr ins Budget einbin-
den und hat sie deshalb einzeln
aufgeführt. Die Fiko-Mehrheit
unterstützt diese Massnahmen.
Dazu gehören zum einen Mehr-
einnahmen wie 82 Millionen

Franken aus einer dreifachen
Gewinnausschüttung der
Schweizerischen Nationalbank
oder die zusätzlichen 28 Millio-
nen Franken, die der Kanton nun
aus dem Finanzausgleich des
Bundes erhält. Zum anderen
schlagen Regierung und Fiko-
Mehrheit aber auch Budgetkür-
zungen vor.

Den grössten Posten der
Budgetkürzungen machen die
Löhne aus: Regierung und Fi-
ko-Mehrheit wollen das Lohn-
summenwachstum von 0,7 Pro-
zent für den individuellen Ge-
haltsanstieg beim

Kantonspersonal streichen und
damit 21,4 Millionen sparen.
Auch in der mittelfristigen Pla-
nung möchten sie darauf ver-
zichten –was gerade Ratslinken
mit Gewerkschaftshintergrund
wie Béatrice Stucki sauer auf-
stösst: «In der Corona-Krisewa-
ren viele Angestellte des Kan-
tons sowie in den Pflege- und
Behinderteninstitutionen mas-
siv gefordert und haben gross-
artige Arbeit geleistet. Vor die-
sem Hintergrund und mit Blick
auf die aktuelle Lage sind die
Nullrunden bei den Löhnen
umso unverständlicher.»

Die Bürgerlichen erinnern je-
doch daran, dass der Kanton
nachwie vor die 0,8 Prozent Ro-
tationsgewinne weitergeben
wird. Das sind jene Beträge, die
verfügbarwerden,wenn gut ver-
dienendeAngestellte pensioniert
werden. Sie sollen weiterhin für
Lohnentwicklungen eingesetzt
werden. «Angestellte in der Pri-
vatwirtschaft hingegen müssen
Lohneinbussen in Kauf nehmen.
Viele wurden auf Kurzarbeit ge-
stellt, etlichen droht gar der Job-
verlust, oder sie haben ihren Job
bereits verloren», sagt Daniel
Bichsel.

Suche nach Kompromissen
Dennoch könnten gerade die
Lohnmassnahmen zumSpielball
werden,wenn es ums qualifizier-
te Ja zumVoranschlag geht. «Wir
überlegen uns, ob wir den Lin-
ken diesbezüglich Hand bieten
wollen, um sie an Bord zu ho-
len», sagt Jakob Etter seitens der
BDP.

Auch Michael Köpfli könnte
sich vorstellen, dass die GLP für
einen solchen Kompromiss offen
wäre – oder auch, wenn es um
die Steuersenkung fürnatürliche
Personen gehe. Unantastbar sei
für die GLP jedoch ganz sicher
die Senkung der Steueranlage für
Firmen.

In den nun kommenden Ta-
gen wird sich also in den Frak-
tionen des Grossen Rates ent-
scheiden,wohin derKanton Bern
mit seinem Budget steuert.
«Eigentlich liegt der Kompro-
miss mit diesem Voranschlag ja
bereits auf demTisch», findet Fi-
nanzdirektorin Simon. «Ich hof-
fe, dass die Parlamentarier nicht
mit dem Feuer spielen wer-
den. Es wäre verheerend, wenn
sie bei der Schlussabstimmung
den Nein-Knopf drücken, weil
ihre parteipolitischen Anliegen
nicht genügend berücksichtigt
werden.»

Hier will der Kanton kürzen

Der Regierungsrat und die Mehr-
heit der Finanzkommission bean-
tragen dem Grossen Rat folgende
Kürzungen, um das Defizit im
Voranschlag abzufedern:
—Das ursprünglich vorgesehene
Lohnsummenwachstum von 0,7
Prozent für den individuellen
Gehaltsanstieg wird gestrichen
(+21,4 Millionen Franken).
—Die Schaffung eines Mädchen-
hauses wird um ein Jahr verscho-
ben (+0,8 Millionen Franken).
—Reduktion von Beitragserhö-
hungen im Hochschulbereich (+2
Millionen Franken).

Von 2022 bis 2024 möchten

Regierung und Finanzkommission
ebenfalls auf etliche Ausgaben
verzichten. Betroffen wären zum
Beispiel:
—Das Lohnsummenwachstum
von 0,7 Prozent (jährlich 47,1
Millionen Franken)
—Mehrausgaben zur Borkenkä-
ferbekämpfung (jährlich 1 Million
Franken)
—Mehrausgaben zum Förderpro-
gramm Energie (jährlich 1,5 Millio-
nen Franken)
—Mehrausgaben zur Biooffensive
(jährlich 0,5 Millionen Franken)
—Spätere Aufstockung des Poli-
zeikorps (3,7 Millionen Franken
2025 statt 2024) (sar)

Autos.Velos. Bäume.Pflasterstei-
ne. An diesen Themen läuft die
Berner Stadtpolitik gern ins Feu-
er, und mit «Zukunft Bahnhof
Bern» kommt amDonnerstag ein
Monsterprojekt ins Stadtparla-
ment, das alle diese heissen
Eisenvereinigt.Der Jahrhundert-
umbau des Bahnhofs unter Fe-
derführung von SBB, RBS und
Kanton Bern ist längst im Gang,
die Rolle der Stadt könnte man
als Ausputzerin bezeichnen: Sie
muss die wachsenden Pendler-
ströme aufnehmen und kanali-
sieren. Und dafür sorgen, dass
dieMenschen, die ab 2027 durch
den neuen Zugang am Buben-
bergplatz aus dem und in den
vergrösserten Bahnhof strömen,
ihrenWeg finden,wobei derVer-
kehr um den Bahnhof trotzdem
effizient weiterfliessen sollte.

Das Massnahmenbündel, mit
demdiesewidersprüchlicheAuf-
gabe unter Zeitdruck gelöstwer-
den soll, hat die Stadtregierung
in einen Projektkredit gepackt,
der 112 Millionen Franken um-
fasst. Rund dieHälfte des Betrags
soll spätervon Bund und Kanton
übernommen werden. Im Früh-
jahr 2021 dürfte die Vorlage vors
Volk kommen. Jetzt, kurz vor den
Wahlen, beissen sich gewählte
Politikerinnen und Politiker die
Zähne daran aus – mit ihren
Lieblingskonfliktthemen:Autos,
Velos, Bäume, Pflastersteine.

Die brennendsten Konfliktzo-
nen des Pakets in vier Punkten:

Unterführung
Mit demAusbau erhält derBahn-
hof Bern beim Bubenbergplatz
imWesten einen neuen Zugang.
Die SBB lassen vomBerner Büro
B das ProjektAlexanderverwirk-
lichen: Die eine Hälfte des Bu-
benbergzentrums wird neu ge-
baut und erhält im Erdgeschoss
einen tunnelartigen Direktzu-
gang zu den Gleisen. Ab 2027
werden in Stosszeiten gegen
dreimal so viele Menschen wie
heute in diesem Gebiet zirkulie-
ren, das mit Trams, Bussen,
Autos undVelos bereits hoch fre-
quentiert ist. Zur Entlastung soll
einTeil des Fussverkehrs deshalb
in einer Unterführung zum
Hirschengraben geführtwerden,
damit sich der ÖV auf dem Bu-
benbergplatz nicht staut.

Der Architekt Arpad Boa kri-
tisiert diese Unterführungslö-
sung als «städtebaulichwertlos»
und «menschenunwürdig». Er

plädiert dafür, das ganze Buben-
bergzentrum abzureissen und
einenweltläufigen Bahnhofvor-
platz zu gestalten. Das wäre un-
realistisch, da die Besitzer der
einenHälfte des Bubenbergzen-
trums gegen einen Abriss sind.

Hirschengrabenpark
Der heute vorwiegend als Velo-
parkplatz genutzte Park am
Hirschengraben ist die Pièce de
Résistance: Kommt die Unter-
führung vom Bahnhof her mit
Aufgang im Hirschengraben,
braucht es dort viel Platz für zir-
kulierende Fussgänger. Die be-
stehenden Kastanienbäume – je
nach Gutachter schwer krank
oder kerngesund – würden ge-
fällt und durch eine robustere
Baumart ersetzt, derMergelplatz
soll offen gepflästertwerden, zu-
dem müsste das Bubenberg-
denkmal vorübergehend Rich-
tung Monbijou verschobenwer-
den. Das weckt Widerstand à
gogo, etwa von der «Bürgerbe-
wegung Hirschengraben 2022».
Zu den scharfen Kritikern gehört
auch der Heimatschutz, der mit
einer Fussgängerunterführung
ebensowenig anfangen kannwie
mit der Umgestaltung des
Hirschengrabens. Klimapolitiker
aus linken Parteien bemängeln
die zu rabiate Versiegelung des
Bodens. Und Simone Machado,
Stadträtin der Grün alternativen
Partei, will gar die gesamte Pla-
nung zurückweisen, weil man
von zu hohem Wachstum des
Pendleraufkommens ausgehe.
Man könne «Zukunft Bahnhof
Bern» ohne Unterführung zum
Hirschengraben bewältigen,wo-
mit es keinen Grund gebe, Hand
an die Kastanienbäume zu legen.

Autofrei?
Delikat sind die Folgen des Bahn-
hofausbaus für denAutoverkehr

über den Bahnhofplatz. Laut der
Stadtregierungmüsste dieserum
60 Prozent reduziertwerden, da-
mit er an Fussgängern, ÖV und
Velos vorbeikommt. Die Mehr-
heit dervorberatenden Kommis-
sion des Stadtrats plädiert gar
dafür, die Option des autofreien
Bahnhofplatzes weiterzuverfol-
gen. Das weckt den Widerstand
der Bürgerlichen: Die FDP stört
sich daran, dass sich die rot-grü-
ne Mehrheit zu wenig um die
Problematik des Ausweichver-
kehrs in die benachbarten Quar-
tiere kümmere.

Und sie lanciert einen Vor-
schlag: Man müsste die Kredit-
vorlage aufteilen in einenTeil für
den unterirdischen Zugang zum
Hirschengraben, den die FDPbe-
fürwortet, und einen Teil zu den
Verkehrsmassnahmen um den
Bubenbergplatz, denen die FDP
skeptisch gegenübersteht. Auf
Anfrage hält StadtingenieurReto
Zurbuchen aber fest, dass «die
wachsendenPersonenströme am
Bubenbergplatz nur bewältigt
werden können, wenn beide
Massnahmen – die oberirdische
Anpassung und der Bau einer
unterirdischen Personenpassa-
ge – umgesetzt werden». An-
dernfalls komme es auf demBu-
benbergplatz «zu einem Kollaps
des Verkehrssystems», weil sich
ÖVund Langsamverkehr gegen-
seitig behinderten.

Velochaos
Mit der beantragten Realisierung
eines aufgeräumten Hirschen-
grabenparks fällt dieser in seiner
heutigen Funktion alsmehr oder
weniger chaotischerVeloabstell-
platz weg. In Zukunft werden
aber eher noch mehr Velofah-
rerinnen und Velofahrer den
Bahnhof ansteuern, denen aber
der Abstellraum abhanden-
kommt. Angedacht ist eine
unterirdische Velostation unter
dem Hirschengrabenpark für
rund 3000 Fahrräder, kollidiert
aber mit archäologischen und
denkmalpflegerischen Schutz-
zielen. Können die Konflikte be-
reinigt werden, treibt die Stadt
die Realisierung in einer separa-
ten Kreditvorlagevoran, das Glei-
che gilt für die Erweiterung der
Velostation beim Bahnhofzu-
gang Länggasse. Der Zeitdruck
ist erheblich, wenn ein Velocha-
os verhindert werden soll.

Jürg Steiner

Der Clinch um das
neue Gesicht der Stadt
Umbau Bahnhof Bern Der Umbau des Bahnhofs zwingt die Stadt zu
umstrittenen Massnahmen amHirschengraben, die wie Salz in
altenWunden der Stadtpolitik wirken.

Verpasste städtebauliche Chance: Der geplante neue Eingang Mitte zum ausgebauten Bahnhof Bern,
in der Ansicht vom Hirschengraben her. Visualisierung: zvg

«Diese Lösung
ist städtebaulich
wertlos und
menschen-
unwürdig.»
Arpad Boa
Architekt


